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heit der Uahl des Glaubensbekenntniſſes .
§ 5 des Toleranzantrages . )

5 8
Die beſtehenden landesgeſetzlichen Vorſchriften über

die Freiheit der Wahl des Glaubensbekenntniſſes .

In den meiſten deutſchen Staaten beſtehen ausdrückliche geſetzliche

die Freiheit der Wahl des Glaubens —

insbeſondere darüber , mit welchem Lebens⸗

Wahl ſeines Glaubensbekenntniſſe ſelbſt ent⸗
9nderen Bezirken , z. B. Hohenzollern ,

vor der Höhe , fehlen ſolche aus —

in anderen Ländern fehlen zwar direkte

n, aber es hat ſich eine gewiſſe Praxis heraus
Mirt Gmnhera 11*Württemberg für das 14 . Lebensjahr . Die

＋.Staaten nimmt das 14 . Lebensjahr an , nämlich
3 0* A 12 1meinen Landrechts , die rovinz ,

klenburg⸗

Geſetzen von 1869

den , Frankfurt
8 4 1. 1 2 18

ſetzt ; das 18 .

Lel Koburg⸗Gotha und

dennbeide Dabei

in articulo mortis der
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Religionswechſel geſtattet iſt . In den meiſten Geſetzgebungen iſt ferner

beſtimmt , daß keine Religionspartei die Mitglieder einer anderen durch

„ Zwang oder liſtige Überredung “ zum Übertritt verleiten dürfe .

Sachſen⸗Weimar hat in ſeinem Geſetze vom 7. Okt . 1823 die Beſtimmung :

„ § 60. Die Proſelytenmacherei , d. h. diejenigen Verſuche , welche

den Zweck haben , jemand die Lehre ſeiner Kirche zu verdächtigen und ,

ihn dadurch , oder durch andere Mittel , Gewährung oder Zuſicherung

von Vorteilen , Drohungen von Nachteilen uſw . , zu einem Übertritt

zu beſtimmen , ſind von den Kriminalgerichten zur Unterſuchung zu

ziehen . Sie ſollen , vorausgeſetzt , daß ſie nicht in ein anderes , härter

verpöntes Verbrechen übergehen und nicht die Strafe dieſes Ver —

brechens zur Anwendung kommen muß , unausbleiblich mit Gefäng —

nis und im Wiederholungsfall nachdrücklicher geahndet werden . “

In der badiſchen Kirchenratsinſtruktion vom 6. Juli 1797 wird

beſtimmt , daß den „dürftigen Katechumen “ während des Unterrichts ,

„ da ſie durch Arbeiten wenig oder nichts verdienen können , der nötige

Zuſchuß und ein mäßiger Unterhalt verſchafft “ werden ſoll .

§ 40 . Das Unterſcheidungsalter .

In der Kommiſſion beantragten die Zentrumsabgeordneten :

„ Nach beendigtem 12. Lebensjahre ſteht dem Kinde die Entſcheidung

über ſein religiöſes Bekenntnis zu . “

Hierzu waren 4 Abänderungsanträge geſtellt , die das 14. , 16 ,

18 . und das 21 . Lebensjahr geſetzt wiſſen wollten .

Die Zentrumsabgeordneten machten für das zwölfte Lebensjahr

Unterſcheidungsalter geltend , daß möglichſt früh die Einmiſchung des

Staates abgeſchnitten werden müſſe . Dabei komme auch zur Erwägung ,

daß z. B. in verſchiedenen Dibzeſen der katholiſchen Kirche ſchon vor

dem 12 . Lebensjahr die Zulaſſung zum Kommunionunterrichte ſtattfinde ,

das Kind alſo für religiös reif erklärt wird . Im alten deutſchen

Reiche habe ein langer Kampf über die Frage des Unterſcheidungs⸗

alters ſtattgefunden , namentlich auch darüber , ob die individuelle Reife

entſcheidend ſei oder ob eine objektive Grenze fixiert werden ſolle .

Erſteres wäre das eigentlich richtige , wie auch Richter in ſeinem Lehr⸗

buche des Kirchenrechts zugibt , aber es ſei ſchwierig , im einzelnen
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Falle dies feſtzuſtellen . Man könnte vielleicht erwägen , die individuelle

Reife hier inſoweit zu berückſichtigen , daß ein Kind zur Entſcheidung
über ſeine Konfeſſionszugehörigkeit ſtaatlich mit dem Zeitpunkte für

befähigt erachtet wird , wo es von ſeiner Konfeſſion zur Teilnahme am

Kommunion⸗ - oder Konfirmationsunterricht für reif erachtet wird . Eine

gewiſſe objektive Grenze müſſe geſetzlich feſtgelegt werden , um Streitig —

keiten und Vorwürfen gegen Behörden vorzubeugen .

Für das 14 . Lebensjahr wurde geltend gemacht , daß in der

proteſtantiſchen Kirche in dieſem Alter das Kind durch die Konfirmation

befähigt wurde , die Rechte des evangeliſchen Chriſten zu übernehmen ,

wie z. B. die Patenſtelle bei Taufen . Wenn die evangeliſche Kirche

ein Kind mit dieſem Jahr für reif hält , daß es als Pate die Ver —

antwortung und Sorge für die chriſtliche Erziehung einer anderen

Perſon übernehme , müſſe es auch reif ſein , in bezug auf die eigene

Konfeſſion ſich zu entſcheiden . Für das 14 . Lebensjahr wurde noch

geltend gemacht : Das Kind wird aus der Schule entlaſſen , es wird

aus den bisherigen Verhältniſſen hinausgeführt in das Leben ; in der

Fabrik , in der Lehre komme es mit jungen Leuten von verſchiedenen

Konfeſſionen zuſammen und fange an , ſich eine eigene Meinung zu

bilden , deshalb müſſe man ihm ſpäteſtens mit dieſem Lebensabſchnitt ,

wenn nicht ſchon früher , auch die Möglichkeit geben , aus ſeiner ſelbſt —

ſtändigen Meinung die Konſequenz zu ziehen . Gerade im Alter von

12 bis 14 Jahren mache das Kind eine wichtige Entwickelung durch

und zeige ſich ein erheblicher Fortſchritt in bezug auf die geiſtige
und ſittliche Reife : der Knabe bekomme in dieſem Alter eine gewiſſe

Selbſtändigkeit , ſchon im letzten Schuljahre müſſe er überlegen ,

welchem Berufe er ſich zuwenden wolle . Dieſer Antrag wurde auch

angenommen .

Das 16 . Lebensjahr feſtzuſetzen beantragte der Abg . Dr . Hieber

ſowohl in der Kommiſſion wie im Plenum ( Seſſ . 1900/03 Nr . 637 )

er geſtand ſelbſt zu , einen Beweis für die Richtigkeit dieſer Grenze

nicht führen zu können ( 182 . Sitz . v. 5. 5. 1902 S . 5905 ) . Ferner

mußte er zugeben , daß ſchon im alten deutſchen Reiche über das Unter —

ſcheidungsalter geſtritten wurde . Die katholiſche Kirche habe daran
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feſtgehalten ,daß ſchon mit 7 Jahren die Entſcheidung getroffen werden

könne ; das corpus Evangelicorum habe das 18 . Lebensjahr , dann

1752 das 14 . Lebensjahr proponiert , das corpus Catholicorum das

10 . Lebensjahr . Er halte für richtiger , das 16 . Lebensjahr feſtzuſetzen ;

es ſei im Intereſſe des konfeſſionellen Friedens und , um kindlichem

Leichtſinn und jugendlicher Schwärmerei nicht zu großen Spielraum

zu laſſen , nicht geraten , den Termin weiter herabzuſetzen .

Gegen die Anträge , das i ter auf das 18 . oder

21 . Lebensjahr feſtzuſetzen , wurde in erſter Linie ausgeführt , daß nach

ren ehemündig iſt ; ſie kann

on ihrer künftigen Kinder

entſcheiden , ſoll aber nicht in der Lage ſein , über ihre eigene Konfeſſion

§ 1303 des B. G. B. die Frau mit 16 Jahd

alſo in dieſem Lebensalter über die Konfe

ſich endgültig ausſprechen zu dürfen . Dieſe Anträge wurden auch

mit großer Mehrheit abgelehnt , ebenſo der Antrag auf Feſtſetzung

des 16 . Lebensjahres als Unterſcheidungsalter , es blieb alſo beim

14 . Lebensjahr . Demgemäß lautet Artikel

„ Nach beendetem 14. Lebensjahre ſteht dem Kinde die Entſcheidung
über ſein religiöſes Bekenntnis zu . “
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